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2. Instanz
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Datum 18.02.2020

3. Instanz

Datum -

Auf die Berufung der KlÃ¤gerin wird das Urteil des Sozialgerichts Mannheim vom 8.
Dezember 2017 aufgehoben und die Beklagte verurteilt, der KlÃ¤gerin die von ihr in
der Zeit vom 2. November 2010 bis 31. Oktober 2013 fÃ¼r den Betroffenen
Ã¼bernommenen Kosten in HÃ¶he von 47.250 EUR zu erstatten. Im Ã�brigen wird
die Berufung zurÃ¼ckgewiesen. Die Beklagten hat die Kosten des Verfahrens fÃ¼r
beide RechtszÃ¼ge zu erstatten, mit Ausnahme der auÃ�ergerichtlichen Kosten des
Beigeladenen. Der Streitwert wird endgÃ¼ltig auf 47.250 EUR festgesetzt.
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Tatbestand:

Die Beteiligten streiten Ã¼ber die Kostenerstattung fÃ¼r die GewÃ¤hrung von
Leistungen der Studien- und Arbeitsassistenz wÃ¤hrend eines dualen Studiums.

Die KlÃ¤gerin gewÃ¤hrte seit 1. September 2010 fÃ¼r den am 27. Mai 1991
geborenen Herrn U. (Betroffener), der an einer progressiven Muskeldystrophie mit
einem festgestellten Grad der Behinderung von 100 leidet und aufgrund der
Schwere der Erkrankung einen Assistenzbedarf von 24 Stunden tÃ¤glich hat,
Leistungen der Schwerbehindertenassistenz bzw. Arbeitsassistenz nach dem
ZwÃ¶lften Buch Sozialgesetzbuch (SGB XII). Zum 1. Oktober 2010 nahm der
Betroffene ein dreijÃ¤hriges duales Studium zum Bachelor of Science in der
Fachrichtung Angewandte Informatik (mit Studium im Rahmen der Berufsakademie)
auf und schloss einen entsprechenden Ausbildungsvertrag mit der Firma I.
Deutschland Management & Business Support GmbH (vgl. Ausbildungsvertrag vom
21. Oktober 2009). Nachdem eine VerlÃ¤ngerung des Studiums um einen Monat
erfolgte, beendete der Betroffene das Studium am 31. Oktober 2013 erfolgreich und
ist seit 1. November 2013 bei I. versicherungspflichtig beschÃ¤ftigt. Mit Schreiben
vom 4. Oktober 2010 informierte die KlÃ¤gerin die Beklagte Ã¼ber den Beginn des
Studiums und machte einen Erstattungsanspruch in HÃ¶he ihrer Aufwendungen
fÃ¼r die Dauer der LeistungsgewÃ¤hrung geltend. Die Beklagte teilte der KlÃ¤gerin
mit Schreiben vom 23. Dezember 2010 mit, es kÃ¶nnten nur die Zeiten der
praktischen Ausbildung berÃ¼cksichtigt werden (Ausbildungsassistenz) und
erstattete dementsprechend in der Folge die Leistungen der Arbeitsassistenz fÃ¼r
den praktischen Teil des Studiums fÃ¼r den Zeitraum Oktober 2010 bis September
2013. Mit weiterem Schreiben vom 29. Januar 2014 teilte die Beklagte der KlÃ¤gerin
mit, einem weiteren Erstattungsanspruch kÃ¶nne nicht entsprochen werden. Die
KostentrÃ¤ger- und Zahlungspflicht seitens der Beklagten als zustÃ¤ndigem
RehabilitationstrÃ¤ger sei gemÃ¤Ã� Â§ 33 Abs. 8 Nr. 1 Neuntes Buch
Sozialgesetzbuch (SGB IX) fÃ¼r die Arbeitsassistenz vom 1. Oktober 2010 bis 30.
September 2013 erfÃ¼llt. Die Kostenerstattung ab dem 1. Oktober 2013 sei beim
zustÃ¤ndigen Integrationsamt geltend zu machen.

Mit Schreiben vom 13. November 2013 und 14. Februar 2014 beantragte die
KlÃ¤gerin beim Beigeladenen die Erstattung der Kosten fÃ¼r die Zeit ab 1. Oktober
2013. Diese Beigeladene anerkannte mit Schreiben vom 26. MÃ¤rz 2014 den
Erstattungsanspruch fÃ¼r die Monate November und Dezember 2013 dem Grunde
nach und sicherte mit Bescheid vom 19. Mai 2014 die Erstattung der Kosten der
notwendigen Arbeitsassistenz fÃ¼r die Monate November und Dezember 2013 in
HÃ¶he von insgesamt 1.782 EUR zu. Mit Schreiben vom 6. Juni 2014 erklÃ¤rte sich
der Beigeladenen darÃ¼ber hinaus bereit, der KlÃ¤gerin die Kosten fÃ¼r die
Monate Januar und Februar 2014 zu erstatten. Der Monat Oktober 2013 sei mit der
Beklagten abzurechnen.

Mit Schreiben vom 25. August 2014 bezifferte die KlÃ¤gerin gegenÃ¼ber der
Beklagten die geltend gemachte Kostenerstattung fÃ¼r Studienassistenz (bzw. im
Oktober 2013 Arbeitsassistenz) â�� aufgrund des Urteils des
Bundesverwaltungsgerichts vom 10. Januar 2013 (5 C 24.11), wonach neben der
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Erstattung der Arbeitsassistenz fÃ¼r den praktischen Teil des Studiums ein
Anspruch auf Erstattung von Studienassistenz fÃ¼r den theoretischen Teil bestehe
â�� fÃ¼r den Zeitraum 1. Oktober 2010 bis 31. Oktober 2013 auf 47.250 EUR (2.
November 2010 bis 17. Dezember 2010: 4.590 EUR, 3. Januar 2011 bis 4. Februar
2011: 3.240 EUR, 25. April 2011 bis 24. Juni 2011: 5.535 EUR, 5. September 2011
bis 25. November 2011: 7.830 EUR, 20. Februar 2012 bis 11. Mai 2012: 7.695 EUR,
3. September 2012 bis 23. November 2012: 7.830 EUR, 18. Februar 2013 bis 10.
Mai 2013: 7560 EUR, Oktober 2013: 2.970 EUR). Es handele sich nicht um eine
MaÃ�nahme im Sinne des Â§ 33 Abs. 8 SGB IX, sondern um eine Assistenz bei
betrieblicher, schulischer und Ã¼berbetrieblicher Ausbildung im Sinne des Â§ 33
Abs. 3 SGB IX. Da U.A. sein Studium um den Monat Oktober 2013 habe verlÃ¤ngern
mÃ¼ssen, sei die Arbeitsassistenz fÃ¼r diesen Monat ebenfalls von der Beklagten
zu erbringen. Eine zeitliche Befristung auf drei Jahre sei hierfÃ¼r nicht vorgesehen.
Die Beklagte lehnte die Erstattung der geltend gemachten Kosten mit Schreiben
vom 14. November 2014 ab. Â§ 33 Abs. 3 SGB IX finde hier keine Anwendung, da es
sich nicht um einen vorÃ¼bergehenden Assistenzbedarf handele, sondern es gelte 
Â§ 33 Abs. 8 SGB IX, da es sich um Kosten im Zusammenhang mit einer
dauerhaften Arbeitsassistenz handele. Somit ergebe sich ein Gesamtanspruch von
drei Jahren, welcher am 30. September 2013 geendet habe. Der
Erstattungsanspruch Ã¼ber die Kosten der Arbeitsassistenz fÃ¼r den theoretischen
Teil des Studiums sei ebenfalls abzulehnen. Nach der Entscheidung des BSG vom 4.
Juni 2013 (B 11 AL 8/12 R) und des BVerwG vom 10. Januar 2013 (5 C 24.11) seien
im Rahmen der sonstigen Hilfen nach Â§ 33 SGB IX Kosten fÃ¼r
Kommunikationshilfen fÃ¼r den Berufsschulunterricht zu Ã¼bernehmen. Bei der
hier vorliegenden Arbeitsassistenz handele es sich nicht um eine
Kommunikationshilfe.

Am 19. Dezember 2014 hat die KlÃ¤gerin Klage beim Sozialgericht Mannheim (SG)
erhoben. Die geltend gemachten Aufwendungen fÃ¼r den Zeitraum 2. November
2010 bis 30. September 2013 bezÃ¶gen sich lediglich auf den schulischen Teil der
Ausbildung, da die Beklagte die Aufwendungen fÃ¼r den praktischen Teil bereits
erstattet habe. Die Aufwendungen fÃ¼r Oktober 2013 in HÃ¶he von 2.970 EUR
beinhalteten lediglich den praktischen Teil der Ausbildung; der theoretische Teil sei
bereits beendet gewesen. Sie habe als unzustÃ¤ndiger LeistungstrÃ¤ger einen
Anspruch gemÃ¤Ã� Â§ 33 SGB IX in HÃ¶he der Klageforderung. Sie sei gemÃ¤Ã� Â§
98 Abs. 1 SGB XII Ã¶rtlich fÃ¼r die LeistungsgewÃ¤hrung zustÃ¤ndig gewesen, weil
der Betroffene wÃ¤hrend seines dualen Studienganges Ã¼ber das Studentenwerk
Mannheim in ihrem Bereich gewohnt habe. Entgegen der Auffassung der Beklagten
handele es sich nicht um Leistungen nach Â§ 33 Abs. 8 SGB IX, sondern um eine
Assistenz bei betrieblicher, schulischer und Ã¼berbetrieblicher Ausbildung
gemÃ¤Ã� Â§ 33 Abs. 3 Nr. 4 SGB IX. Danach umfassten die Leistungen zur Teilhabe
am Arbeitsleben hinsichtlich der beruflichen Ausbildung auch die schulischen
Leistungen, sofern diese â�� wie hier entsprechend der beigefÃ¼gten Ã�bersicht
â�� zeitlich nicht Ã¼berwÃ¶gen. Die Leistungen nach Â§ 33 Abs. 3 Nr. 4 SGB IX
seien zeitlich nicht begrenzt, so dass auch die Aufwendungen der praktischen
Ausbildung fÃ¼r Oktober 2013 von der Beklagten zu erstatten seien. Die Beklagte
verkenne die Regelbeispieltechnik des Â§ 33 Abs. 3 SGB IX. Selbst wenn der
Lebenssachverhalt nicht mit dem vom BVerwG entschiedenen Sachverhalt
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vergleichbar sein sollte, ergebe sich jedenfalls ein Anspruch aus Â§ 33 Abs. 3 Nr. 6
SGB IX als unbenannter Fall der Vorschrift, da ein mit Â§ 33 Abs. 3 Nr. 4 SGB IX
wesensidentischer Fall vorliege. Auch aus GrÃ¼nden des Gleichheitssatzes (Art 3
GG) sei nicht vorstellbar, dass jemand mit Behinderung â�� wie im vorliegenden
Lebenssachverhalt â�� schlechter gestellt werde als in dem vom BVerwG
entschiedenen Fall. Zumindest sei Â§ 33 Abs. 3 Nr. 4 SGB IX verfassungskonform
auszulegen. Der Gesetzgeber habe die Auszubildenden, die im Rahmen eines
Berufsausbildungsvertrages nach dem Berufsbildungsgesetz in einer
auÃ�erbetrieblichen Einrichtung ausgebildet werden, mit den Teilnehmern an einem
dualen Studiengang gleichgestellt (Â§ 25 Abs.1 Satz 2 SGB III) und damit deutlich
gemacht, dass ein Ausschluss von Menschen mit Behinderung im dualen Studium
von der Anspruchsgrundlage des Â§ 33 Abs. 3 Nr. 4 SGB IX nicht
verfassungskonform wÃ¤re. Auch seien die zur Erlangung eines Arbeitsplatzes
erforderlichen Hilfen bei Studien- wie Arbeitsassistenz wesensidentisch. Der
Betroffene kÃ¶nne TÃ¤tigkeiten, die visuell, akustisch oder durch Sprache erledigt
werden kÃ¶nnten, eigenstÃ¤ndig durchfÃ¼hren und mit minimalster
Fingerbewegung die PC-Mouse oder den Joystick seines Rollstuhls selbststÃ¤ndig
bedienen. Die Vorbereitung und Nachbereitung hierfÃ¼r sowie alle weiteren
TÃ¤tigkeiten mÃ¼ssten stellvertretend von einem Assistenten ausgefÃ¼hrt
werden. Aufgrund der Schwere der krankheitsbedingten EinschrÃ¤nkungen und der
daraus resultierenden HÃ¶he des UnterstÃ¼tzungsumfangs benÃ¶tige der
Betroffene permanent eine Person an seiner Seite.

Die Beklagte ist dem entgegengetreten. Das von der KlÃ¤gerin zitierte Urteil des
BVerwG vom 10. Januar 2013 (5 C 24/11) sei auf den vorliegenden Fall nicht
Ã¼bertragbar, weil dort die GewÃ¤hrung einer Kommunikationshilfe
(Arbeitsassistenz fÃ¼r die Berufsschulbegleitung in GebÃ¤rdensprache) fÃ¼r die
Berufsschule, mithin der Assistenzbedarf fÃ¼r eine duale Berufsausbildung nach
dem Berufsbildungsgesetz (BBiG) streitig gewesen sei. Vorliegend handele es sich
aber nicht um eine duale Berufsausbildung, sondern um ein duales Studium, so
dass die AusfÃ¼hrungen des BVerwG auf diesen Fall (theoretischer Teil des
Studiums) schon nicht anwendbar seien. Auf das Ã�berwiegen bzw.
NichtÃ¼berwiegen des theoretischen Teils des Studiums komme es deshalb nicht
an. Die Kosten fÃ¼r die Arbeitsassistenz fÃ¼r Oktober 2013 seien nicht zu
erbringen, da nach dem klaren Wortlaut des Â§ 33 Abs. 8 Satz 2 SGB III (gemeint
SGB IX) die Leistung nach Satz 1 Nr. 3 nur fÃ¼r die Dauer von bis zu drei Jahren
erbracht werde. Es sei nicht relevant, dass alle Teilnehmer an dualen
StudiengÃ¤ngen ab dem 1. Januar 2012 den zur Berufsausbildung BeschÃ¤ftigten
gleichgestellt seien, weil der Betroffene sein Studium bereits am 1. Oktober 2010
begonnen habe, so dass nur die zum Zeitpunkt des Studienbeginns geltende
Rechtsgrundlage, nÃ¤mlich Â§ 33 Abs. 8 SGB IX maÃ�gebend sei.

Die Beigeladene hat vorgebracht, es handele sich um eine Leistung zur Teilhabe am
Arbeitsleben gemÃ¤Ã� Â§ 33 Abs. 3 Nr. 6 SGB IX, die nicht der dreijÃ¤hrigen
Befristung des Â§ 33 Abs. 8 Satz 2 SGB IX unterliege. Die Rechtsprechung des
BVerwG vom 10. Januar 2014 â�� 5 C 24/11 (gemeint 10. Januar 2013) sei mit dem
vorliegenden Fall vergleichbar. Der Betroffene habe aufgrund seiner kÃ¶rperlichen
Schwerstbehinderung im Bereich der Studienassistenz Hilfestellungen bedurft,

                             4 / 16

https://dejure.org/gesetze/SGB_IX/33.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_IX/33.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_IX/33.html
https://dejure.org/gesetze/GG/3.html
https://dejure.org/gesetze/GG/3.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_IX/33.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_III/25.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_IX/33.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=5%20C%2024/11
https://dejure.org/gesetze/SGB_III/33.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_IX/33.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_IX/33.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_IX/33.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=5%20C%2024/11


 

aufgrund derer er in der Lage gewesen sei, am Unterricht teilzunehmen, was der
Herstellung seiner ErwerbsfÃ¤higkeit und damit seiner beruflichen Rehabilitation
gedient habe. Es spiele keine Rolle, ob die erforderliche Hilfe im Bereich der
Kommunikation (wie im Urteil des BVerwG) oder in der UnterstÃ¼tzung wie im
vorliegenden Fall bestehe, weil sie den gleichen Zweck verfolge. Im
Ausbildungsvertrag vom 21. Oktober 2009 werde explizit von Ausbildungszeit und
AusbildungsstÃ¤tte gesprochen. Auch wenn der Betroffene sich an einer Hochschule
immatrikuliert habe, seien sozialversicherungsrechtlich ab dem 1. Januar 2012 alle
Teilnehmer an dualen StudiengÃ¤ngen den zur Berufsausbildung BeschÃ¤ftigten
gleichgestellt, so dass sich eine Gleichbehandlung von Auszubildenden und dual
Studierenden begrÃ¼nden lasse. Im genannten Urteil des BVerwG gehe es auch
konkret um die Zeit des theoretischen Unterrichts, in der eine FÃ¶rderung zur
Teilhabe am Arbeitsleben im Sinne des Â§ 33 Abs. 3 Nr. 6 SGB IX subsumiert werde.
Da keine Befristung auf drei Jahre nach Â§ 33 Abs. 7 Satz 2 SGB IX (wohl gemeint: 
Â§ 33 Abs. 8 Satz 2 SGB IX) eingreife, mÃ¼sse sich der Erstattungsanspruch fÃ¼r
den Monat Oktober 2012, der noch zur Ausbildung zÃ¤hle, gegen die Beklagte
richten.

Das SG hat am 7. Juli 2016 einen ErÃ¶rterungstermin durchgefÃ¼hrt. Mit Beschluss
vom 19. Juli 2016 hat das SG den Kommunalverband fÃ¼r Jugend und Soziales
Baden-WÃ¼rttemberg beigeladen.

Mit Urteil vom 8. Dezember 2017 hat das SG die Klage abgewiesen. Ein
Erstattungsanspruch der KlÃ¤gerin bestehe nicht, weil die Voraussetzungen des Â§
105 Zehntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB X) nicht erfÃ¼llt seien. Die KlÃ¤gerin
habe nicht als unzustÃ¤ndiger LeistungstrÃ¤ger die streitgegenstÃ¤ndlichen
Leistungen erbracht. Sie sei gemÃ¤Ã� Â§ 53 Abs. 1 SGB XII zustÃ¤ndiger
LeistungstrÃ¤ger gewesen. Der Betroffene gehÃ¶re zu dem von Â§ 53 Abs. 1 SGB
XII erfassten Personenkreis. Seine progressive Muskeldystrophie mit deren
gesundheitlichen Folgen sei eine Behinderung im Sinne von Â§ 2 Abs. 1 Satz 1 SGB
IX und er sei aufgrund seiner Erkrankung in seinen kÃ¶rperlichen Funktionen
beeintrÃ¤chtigt und infolgedessen in der FÃ¤higkeit zur Teilhabe an der
Gesellschaft wesentlich eingeschrÃ¤nkt. Die Leistungen der Eingliederungshilfe
umfassten gemÃ¤Ã� Â§ 54 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 SGB XII insbesondere Hilfe zur
schulischen Ausbildung fÃ¼r einen angemessenen Beruf einschlieÃ�lich des
Besuchs einer Hochschule. GemÃ¤Ã� Â§ 13 Abs. 1 Nr. 5
Eingliederungshilfeverordnung sei vor allem die Hilfe zur Ausbildung an einer
Hochschule von der Eingliederungshilfe umfasst. Eine LeistungsgewÃ¤hrung der
Beklagten sei nicht vorrangig. Zwar seien die Leistungen der Sozialhilfe gemÃ¤Ã� 
Â§ 2 SGB XII grundsÃ¤tzlich nachrangig zu gewÃ¤hren. Jedoch falle die GewÃ¤hrung
von Arbeitsassistenz fÃ¼r den theoretischen Teil des dualen Studiums des
Betroffenen, also die Studienassistenz, nicht in den ZustÃ¤ndigkeitsbereich des
Beklagten, weil es nicht von Â§ 33 SGB IX umfasst sei. Nach Â§ 33 Abs. 4 SGB IX
seien solche berufliche Ausbildungen gemeint, die in einem nach dem
Berufsbildungsgesetz, der Handwerksordnung oder dem Seemannsgesetz staatliche
anerkannten Ausbildungsberuf betrieblich oder auÃ�erbetrieblich oder nach dem
Altenpflegegesetz betrieblich durchgefÃ¼hrt wÃ¼rden und fÃ¼r die ein dafÃ¼r
vorgeschriebener Berufsausbildungsvertrag abgeschlossen worden sei. Der
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Betroffene habe keine Ausbildung im o.g. Sinne, sondern ein duales Studium zum
Bachelor of Science fÃ¼r Angewandte Informatik absolviert, welches von der
beruflichen Ausbildung zu unterscheiden sei. DarÃ¼ber hinaus betreffe Â§ 33 Abs. 4
SGB IX nur die berufliche Ausbildung als solche und hierzu zÃ¤hlten nur Leistungen
die selbst Teil der Ausbildung seien. Als integrierter Teil des dualen Studiums sei
der Einsatz von Arbeitsassistenz nicht zu verstehen, da dieser dem Betroffenen
lediglich im Zusammenhang mit seinem Studium gewÃ¤hrt werde. Auch eine
Subsumtion unter Â§ 33 Abs. 3 Nr. 6 SGB IX scheide aus. Die dort genannten
sonstigen Hilfen zur FÃ¶rderung der Teilhabe am Arbeitsleben, um behinderten
Menschen eine angemessene und geeignete BeschÃ¤ftigung oder selbstÃ¤ndige
TÃ¤tigkeit zu ermÃ¶glichen und zu erhalten, wÃ¼rden in Abs. 8 der Vorschrift
beispielshaft konkretisiert. GemÃ¤Ã� Â§ 33 Abs. 8 Satz 1 Nr. 3 SGB IX umfassten die
Leistungen nach Abs. 3 Nr. 6 auch die Kosten einer notwendigen Arbeitsassistenz
fÃ¼r schwerbehinderte Menschen als Hilfe zur Erlangung eines Arbeitsplatzes. Bei
der vorliegenden Inanspruchnahme eines Arbeitsassistenten fÃ¼r den
theoretischen Teil des dualen Studiums sei es aber nicht um die Erlangung eines
Arbeitsplatzes gegangen, sondern um die ErmÃ¶glichung der Teilnahme am
theoretischen Teil des Studiums. Der erfolgreiche Abschluss dieses Studiums sei
lediglich Voraussetzung fÃ¼r die Erlangung des Arbeitsplatzes und ziele selbst nicht
auf dessen Vermittlung. Der streitgegenstÃ¤ndliche Einsatz des Arbeitsassistenten
wÃ¤hrend des theoretischen Teils des Studiums sei auch nicht als ein in Â§ 33 Abs.
8 SGB IX nicht nÃ¤her konkretisierter Fall einer sonstigen Hilfe zur FÃ¶rderung der
Teilhabe am Arbeitsleben im Sinne des Â§ 33 Abs. 3 Nr. 6 SGB IX anzusehen. Zwar
seien die in Â§ 33 Abs. 3 und Abs. 8 Satz 1 SGB IX enthaltenen Leistungskataloge
nicht abschlieÃ�end. Jedoch stÃ¼nden die sonstigen Hilfen im Sinne des Â§ 33 Abs.
3 Nr. 6 SGB IX im Zusammenhang mit der beruflichen TÃ¤tigkeit behinderter
Menschen. Diese Regelung habe â�� wegen der Verwendung des Wortes
"insbesondere" im Einleitungssatz â�� die Funktion eines Auffangtatbestandes; sie
wiederhole und konkretisiere in ihrem zweiten Teil lediglich das in Abs. 1 der
Vorschrift bereits ausgedrÃ¼ckte Regelungsziel. Ihr Ziel sei mithin, die berufliche
Eingliederung behinderter Menschen in die Gesellschaft umfassend zu fÃ¶rdern.
Den aufgezÃ¤hlten Regelbeispielen der Ziffern 1 bis 5 in Â§ 33 Abs. 3 SGB IX sei
gemeinsam, dass sie von "Grundausbildung", "individueller betrieblicher
Qualifizierung", "beruflicher Anpassung und Weiterbildung" und "beruflicher
Ausbildung" sprÃ¤chen und damit einen klaren Zusammenhang zu einer
betrieblichen Ausbildung aufwiesen. Der vorliegende Fall des dualen Studiums sei
insoweit â�� jedenfalls hinsichtlich des hier noch streitgegenstÃ¤ndlichen
theoretischen Teils â�� nicht mit den benannten Regelbeispielen vergleichbar.
Etwas anderes ergebe sich auch nicht aus Â§ 25 Abs. 1 Satz 2 SGB III, weil sich
diese Norm nur auf die Versicherungspflicht beziehe und keine Auswirkung auf die
generelle Vergleichbarkeit der genannten Gruppen habe. Aufgrund der
AusfÃ¼hrungen zum Regelungsumfang des Â§ 33 SGB IX komme auch ein
Erstattungsanspruch fÃ¼r Oktober 2013 nicht in Betracht. Der Hilfsantrag der
KlÃ¤gerin greife nicht durch, weil die Ã�mter fÃ¼r die Sicherung der Integration
schwerbehinderter Menschen im Arbeitsleben (IntegrationsÃ¤mter) insbesondere
begleitende Hilfen im Arbeitsleben erbrÃ¤chten und die ZustÃ¤ndigkeit der
Beigeladenen damit erst ab der Aufnahme der versicherungspflichtigen
BeschÃ¤ftigung ab November 2013 gegeben sei und das vorhergehende duale
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Studium nicht umfasse. Es verbleibe insoweit bei der ZustÃ¤ndigkeit der KlÃ¤gerin
gemÃ¤Ã� Â§ 54 SGB XII.

Gegen das ihr am 14. Dezember 2017 zugestellte Urteil hat die KlÃ¤gerin am 12.
Januar 2018 Berufung beim Landessozialgericht Baden-WÃ¼rttemberg (LSG)
eingelegt und ihr Begehren weiterverfolgt. Das SG verkenne bei der Auslegung des 
Â§ 33 Abs. 3 Nr. 6 SGB IX den Willen des Gesetzgebers, der in den â��
beigefÃ¼gten â�� Gesetzesmaterialien offenbar werde und wonach sich die
rechtliche Bedeutung des Â§ 25 Abs. 1 Satz 2 SGB III nicht mit der
Versicherungspflicht erschÃ¶pfe. FÃ¼r die Beklagte sei das SGB III das
maÃ�gebliche Leistungsgesetz. Durch die RechtsÃ¤nderung des Â§ 25 SGB III
wÃ¼rden die dual Studierenden und Arbeitenden zu BeschÃ¤ftigten gemacht und
damit zu Leistungsberechtigten fÃ¼r Anspruchsgrundlagen, welche die
BeschÃ¤ftigteneigenschaft voraussetzten. Â§ 33 Abs. 3 Nr. 4 SGB IX sei durch Â§ 7
Satz 2 SGB IX i.V.m. Â§ 25 SGB III dahingehend auszulegen, dass auch das duale
Studium und damit die im vorliegenden Fall streitige Studien- und Arbeitsassistenz
von der Anspruchsgrundlage, die auf "betriebliche Ausbildung" laute, erfasst sei. Im
Ã�brigen verorte das Bundessozialgericht (BSG) selbst den Anspruch auf
Kommunikationsassistenz in dieser Anspruchsgrundlage als unbenannte "sonstige
Hilfe" des Â§ 33 Abs. 3 Nr. 6 i.V.m. Nr. 8 SGB IX (Az: B 11 AL 8/12 R). Diese
Auslegung sei auch verfassungsrechtlich zwingend, wie auch die
Gesetzesmaterialen zu Â§ 25 SGB III zeigten. Danach gehe der Gesetzgeber davon
aus, dass die Lebenssachverhalte der zur betrieblichen Ausbildung BeschÃ¤ftigten
und der dual Studierenden und Arbeitenden wesentlich gleich seien. Die Annahme,
dass die Gleichstellung der dual Studierenden/Arbeitenden nur fÃ¼r Menschen ohne
Behinderung auÃ�erhalb des SGB IX erfolgen solle und daher keine ErgÃ¤nzung im
SGB IX erfolgt sei, wÃ¤re ungeheuerlich und ein direkter und evidenter VerstoÃ�
gegen das WillkÃ¼rverbot des Art. 3 Abs. 3 Satz 2 GG. Auch die
BerufsausÃ¼bungsfreiheit gemÃ¤Ã� Art. 12 GG fÃ¼hre zum Ergebnis der
Gleichstellung auf dem Gebiet der ArbeitsfÃ¶rderung, weil nicht denkbar sei, dass
die BeschÃ¤ftigung in betrieblicher Ausbildung eine hÃ¶here und damit bessere
FÃ¶rderung ihrer grundgesetzlich geschÃ¼tzten Berufsfreiheit erhalte als die dual
Studierenden/Arbeitenden, nachdem der Gesetzgeber in Â§ 25 SGB III die
Gleichstellung auf dem Gebiet der ArbeitsfÃ¶rderung normiert habe. Es sei auch
unrichtig, dass Â§ 25 SGB III im vorliegenden Fall nicht anwendbar sei, da der
geltend gemachte Kostenerstattungsanspruch das Spiegelbild des
leistungsrechtlichen Anspruchs des Kunden sei, welcher in Form der
Verpflichtungsklage geltend zu machen gewesen wÃ¤re. Der maÃ�gebliche
Entscheidungszeitpunkt fÃ¼r die Sach- und Rechtslage bei der Verpflichtungsklage
sei der Zeitpunkt der letzten mÃ¼ndlichen Verhandlung. Es sei daher nicht
rechtserheblich, dass die aus VerfassungsgrÃ¼nden ohnehin bei der
Rechtsanwendung vorzunehmende Gleichstellung durch den Gesetzgeber erst ab
dem 1. Januar 2012 erfolgt sei. Die AusfÃ¼hrungen des Beigeladenen bestÃ¤tigten
ihren Hauptantrag vollstÃ¤ndig. Die BegrÃ¼ndetheit des Hilfsantrags ergÃ¤be sich
nur dann, wenn die von der Beklagten geÃ¤uÃ�erte Rechtsauffassung zu Â§ 33 Abs.
8 SGB IX a.F. zutrÃ¤fe. Auch der geltend gemachte Zinsanspruch gegenÃ¼ber der
Beklagten bestehe, weil sie kein gleichgeordneter TrÃ¤ger zu den
SozialhilfetrÃ¤gern sei.
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Die KlÃ¤gerin beantragt, das Urteil des Sozialgerichts Mannheim vom 8. Dezember
2017 aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen, die von ihr in der Zeit vom 2.
November 2010 bis 30. September 2013 fÃ¼r den Betroffenen Ã¼bernommenen
Kosten in HÃ¶he von 44.280 EUR zu erstatten sowie die Beklagte, hilfsweise die
Beigeladene zu verurteilen, die von der KlÃ¤gerin fÃ¼r Oktober 2013
Ã¼bernommenen Kosten in HÃ¶he von 2.970 EUR zu erstatten und den geltend
gemachten Anspruch gemÃ¤Ã� Â§ 108 SGB X zu verzinsen.

Die Beklagte beantragt, die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hat auf das erstinstanzliche Urteil verwiesen. Aus der gesetzgeberischen
Klarstellung des Â§ 25 SGB III zur versicherungsrechtlichen Beurteilung von
Teilnehmern am dualen Studium kÃ¶nne nicht gefolgert werden, dass ein duales
Studium in allen rechtlichen Bereichen einer betrieblichen beruflichen Ausbildung
gleichgestellt sei, weil dies den gesetzlichen ZustÃ¤ndigkeitsregelungen zuwider
laufen wÃ¼rde, wonach der Beklagten zwar in der Regel die FÃ¶rderung der
betrieblichen oder auÃ�erbetrieblichen Ausbildung obliege, nicht aber der
schulischen Ausbildungen oder eines Studiums. Der Gesetzgeber sei auch nicht
gehalten, duale StudiengÃ¤nge in allen Bereichen, z.B. im Bereich der Teilhabe am
Arbeitsleben, einer betrieblichen Ausbildung gleichzustellen. HÃ¤tte er eine
Gleichstellung erwirken wollen, wÃ¤re es ein Einfaches gewesen, dieses
spÃ¤testens mit der GesetzesÃ¤nderung zum 1. Januar 2018 klarzustellen. Die
bestehenden Regelungen fÃ¼hrten auch nicht zum Nachteil behinderter Menschen,
weil die erforderlichen Leistungen zur Teilhabe auch im vorliegenden Fall erbracht
worden seien und es allein darum gehe, welcher RehabilitationstrÃ¤ger die
Leistungen zur Teilhabe zu erbringen habe. Selbst wenn die KlÃ¤gerin in der
Hauptsache obsiegen sollte, sei der Antrag auf Verzinsung der geltend gemachten
Kosten abzulehnen, weil es der stÃ¤ndigen Rechtsprechung des BSG entspreche,
dass fÃ¼r ErstattungsansprÃ¼che der SozialleistungstrÃ¤ger untereinander
Prozesszinsen nicht zu entrichten seien, weil es dafÃ¼r an einer ausdrÃ¼cklichen
sozialrechtlichen Anspruchsgrundlage und einer planwidrigen RegelungslÃ¼cke
fehle. Â§ 108 Abs. 2 SGB X, wonach ein Erstattungsanspruch der TrÃ¤ger der
Sozialhilfe, der KriegsopferfÃ¼rsorge und der Jugendhilfe von anderen
LeistungstrÃ¤gern unter bestimmten weiteren Voraussetzungen auf Antrag mit 4
vom Hundert zu verzinsen sei, scheide als Anspruchsgrundlage im VerhÃ¤ltnis
gleichgeordneter TrÃ¤ger und damit auch im VerhÃ¤ltnis der TrÃ¤ger der Sozialhilfe
untereinander aus. Hierzu hat die Beklagte auf das Urteil des BSG vom 28. Oktober
2008 â�� B 8 SO 23/07 R Bezug genommen.

Die Beigeladene hat vorgebracht, ein Anspruch ihr gegenÃ¼ber auf
Kostenerstattung fÃ¼r den Monat Oktober 2013 bestehe nicht. Die Beklagte sei
auch fÃ¼r den Monat Oktober 2013 zustÃ¤ndig, weil die in Â§ 33 Abs. 8 Satz 2 SGB
IX a.F. genannte dreijÃ¤hrige Befristung nicht einschlÃ¤gig sei. Da die Studierenden
praxisintegrierter dualer StudiengÃ¤nge den BeschÃ¤ftigten zur BerufsausÃ¼bung
durch das Vierte Gesetz zur Ã�nderung des SGB IV vom 22. Dezember 2011
gleichgestellt worden seien, kÃ¶nne der vorliegende Sachverhalt unter Â§ 33 Abs. 3
Nr. 4 oder Nr. 6 SGB IX a.F. subsumiert werden. Folge das Gericht nicht der
Subsumtion unter berufliche Ausbildung, so kÃ¶nne â�� entsprechend des Urteils
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des BVerwG vom 10. Januar 2013 â�� 5 C 24/11 â�� der Sachverhalt als Fall des Â§
33 Abs. 3 Nr. 6 SGB IX gewertet werden. Jedenfalls finde kein RÃ¼ckgriff auf die in 
Â§ 33 Abs. 8 SGB IX a.F. genannten Beispiele statt.

Die Berichterstatterin des Senats hat den Sachverhalt mit den Beteiligten am 21.
August 2019 erÃ¶rtert und im Nachgang einen rechtlichen Hinweis erteilt. Die
Beteiligten haben daraufhin weiter an ihren jeweiligen Rechtsstandpunkten
festgehalten.

Die Beteiligten haben einer Entscheidung ohne mÃ¼ndliche Verhandlung
zugestimmt.

Wegen des weiteren Vorbringens und der Einzelheiten des Sachverhalts wird auf die
Verwaltungsakte der Beklagten sowie die Prozessakten beider Instanzen Bezug
genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die nach den Â§Â§ 143, 144, 151 Abs. 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG) form- und
fristgerecht eingelegte Berufung der KlÃ¤gerin, Ã¼ber die der Senat mit
EinverstÃ¤ndnis der Beteiligten gemÃ¤Ã� Â§Â§ 153 Abs. 1, 124 Abs. 2 SGG ohne
mÃ¼ndliche Verhandlung entscheidet, ist statthaft und zulÃ¤ssig. Sie ist auch
Ã¼berwiegend begrÃ¼ndet. Soweit die KlÃ¤gerin einen Anspruch auf Verzinsung
des Erstattungsanspruchs geltend macht, ist die Klage unbegrÃ¼ndet.

Rechtsgrundlage fÃ¼r den von der KlÃ¤gerin geltend gemachten
Erstattungsanspruch ist Â§ 104 Zehntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB X). GemÃ¤Ã� 
Â§ 104 Abs. 1 SGB X ist der LeistungstrÃ¤ger erstattungspflichtig, gegen den der
Berechtigte vorrangig einen Anspruch hat oder hatte, soweit der LeistungstrÃ¤ger
nicht bereits selbst geleistet hat, bevor er von der Leistung des anderen
LeistungstrÃ¤gers Kenntnis erlangt hat, wenn ein nachrangig verpflichteter
LeistungstrÃ¤ger Sozialleistungen erbracht hat, ohne dass â�� wie hier â�� die
Voraussetzungen von Â§ 103 Abs. 1 SGB X vorliegen. Nachrangig verpflichtet ist ein
LeistungstrÃ¤ger, soweit, soweit dieser bei rechtzeitiger ErfÃ¼llung der
Leistungsverpflichtung eines anderen LeistungstrÃ¤geres selbst nicht zur Leistung
verpflichtet gewesen wÃ¤re (Â§ 104 Abs. 1 Satz 2 SGB X). Ein Erstattungsanspruch
besteht nicht, soweit der nachrangige LeistungstrÃ¤ger seine Leistungen auch bei
Leistung des vorrangigen LeistungstrÃ¤gers hÃ¤tte erbringen mÃ¼ssen (Â§ 104
Abs. 1 Satz 3 SGB X). Der Umfang des Erstattungsanspruchs richtet sich nach den
fÃ¼r den vorrangig verpflichteten LeistungstrÃ¤ger geltenden Rechtsvorschriften
(Â§ 104 Abs. 3 SGB X). Voraussetzung eines Erstattungsanspruchs auf dieser
Grundlage ist also das Bestehen miteinander konkurrierender, auf dieselbe Leistung
gerichteter Leistungsverpflichtungen zweier unterschiedlicher
SozialleistungstrÃ¤ger (BVerwG, Urteil vom 02. MÃ¤rz 2006 â�� 5 C 15/05 â�� 
BVerwGE 125, 95-100 Rdnr. 7). Zwischen den Leistungen, die tatsÃ¤chlich erbracht
worden sind, und den Leistungen, welche der vorrangig verpflichtete
SozialleistungstrÃ¤ger schuldet, muss dabei Gleichartigkeit bestehen. Das ist dann
der Fall, wenn die Leistungen demselben Zweck dienen, soll doch die Vorschrift die
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Erbringung zweckidentischer Leistungen vermeiden (Pattar in Schlegel/Voelzke,
jurisPK SGB X, 2. Auflage 2017, Â§ 104 Rdnr. 30). Nach diesen GrundsÃ¤tzen sind
die Voraussetzungen eines Erstattungsanspruchs im vorliegenden Fall erfÃ¼llt. Die
KlÃ¤gerin war als fÃ¼r die GewÃ¤hrung von Eingliederungshilfe nach den
Vorschriften des ZwÃ¶lften Buches Sozialgesetzbuch (SGB XII) zustÃ¤ndiger
LeistungstrÃ¤ger nur nachrangig neben der Beklagten zur Leistung verpflichtet.

Nach Â§ 53 Abs. 1 Satz 1 SGB XII erhalten Personen, die durch eine Behinderung im
Sinne von Â§ 2 Abs. 1 Satz 1 Sozialgesetzbuch Neuntes Buch (SGB IX) wesentlich in
ihrer FÃ¤higkeit, an der Gesellschaft teilzuhaben, eingeschrÃ¤nkt oder von einer
solchen wesentlichen Behinderung bedroht sind, Leistungen der Eingliederungshilfe,
wenn und solange nach der Besonderheit des Einzelfalles, insbesondere nach Art
oder Schwere der Behinderung, Aussicht besteht, dass die Aufgabe der
Eingliederungshilfe erfÃ¼llt werden kann. Nach Â§ 2 Abs. 1 Neuntes Buch
Sozialgesetzbuch (SGB IX) in der bis 31. Dezember 2017 gÃ¼ltigen Fassung vom
19. Juni 2001 sind Menschen behindert, wenn ihre kÃ¶rperliche Funktion, geistige
FÃ¤higkeit oder seelische Gesundheit mit hoher Wahrscheinlichkeit lÃ¤nger als
sechs Monate von dem fÃ¼r das Lebensalter typischen Zustand abweicht und daher
ihre Teilhabe am Leben in der Gesellschaft beeintrÃ¤chtigt ist. Der Betroffene, der
an einer progressiven Muskeldystrophie mit entsprechenden gesundheitlichen
EinschrÃ¤nkungen leidet, erfÃ¼llt die Voraussetzungen des Â§ 2 Abs. 1 SGB IX.

Der Anspruch richtet sich nach Â§ 54 SGB XII und umfasst nach Abs. 1 Satz 1 Nr. 2
in Verbindung mit Â§ 13 Abs. 1 Nr. 5, Abs. 2 Eingliederungshilfeverordnung
insbesondere Hilfe zur schulischen Ausbildung fÃ¼r einen angemessenen Beruf
einschlieÃ�lich des Besuchs einer Hochschule. Im Fall des KlÃ¤gers waren die
Voraussetzungen fÃ¼r die GewÃ¤hrung von Eingliederungshilfe nach den
genannten Vorschriften erfÃ¼llt. Denn es bestand nach den vorliegenden
Unterlagen die Aussicht, dass die Aufgabe der Eingliederungshilfe durch die Hilfe im
Zusammenhang mit dem dualen Studium erfÃ¼llt werden kann, was im Ã�brigen
von den Beteiligten nicht bestritten wird.

GemÃ¤Ã� Â§ 54 Abs. 1 Satz 2 SGB XII entsprechen die Leistungen zur
medizinischen Rehabilitation und zur Teilhabe am Arbeitsleben jeweils den
Rehabilitationsleistungen der gesetzlichen Krankenversicherung oder der
Bundesagentur fÃ¼r Arbeit, wobei die Leistungen der Sozialhilfe gemÃ¤Ã� Â§ 2 SGB
XII grundsÃ¤tzlich nachrangig zu gewÃ¤hren sind.

Es besteht eine vorrangige Leistungspflicht der Beklagten. Diese ist nach Â§ 6 Abs.
1 Nr. 2 i.V.m. Â§ 5 Nr. 2 SGB IX zustÃ¤ndiger RehabilitationstrÃ¤ger fÃ¼r die von
der KlÃ¤gerin erbrachten Eingliederungsleistungen. Es handelt sich dabei um
Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben. Rechtsgrundlage hierfÃ¼r sind Â§Â§ 97, 
98 Abs. 1 Nr. 2 i.V.m. Â§ 102 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2, Â§ 103 Satz 1 Nr. 3 SGB III in der
bis 31. MÃ¤rz 2012 geltenden Fassung (a.F.) bzw. ab 1. April 2012 Â§Â§ 112, 113
Abs. 1 Nr. 2, i.V.m. Â§ 117 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2, Â§ 118 Satz 1 Nr. 3 SGB III. Danach
sind besondere Leistungen der FÃ¶rderung der Teilhabe am Arbeitsleben anstelle
der allgemeinen Leistungen zu erbringen, wenn die allgemeinen Leistungen die
wegen Art oder Schwere der Behinderung erforderlichen Leistungen nicht oder nicht
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in erforderlichem Umfang vorsehen. FÃ¼r die im vorliegenden Fall streitige, vom
Betroffenen benÃ¶tigte Studienassistenz (fÃ¼r den theoretischen Teil des dualen
Studiums) richtet sich die KostenÃ¼bernahme nach Â§ 109 Abs. 2 SGB III a.F. bzw.
Â§ 127 Abs. 2 (in der Fassung bis 31. Dezember 2017) i.V.m. Â§ 33 SGB IX (in der
bis 31. Dezember 2017 geltenden Fassung).

GemÃ¤Ã� Â§ 109 Abs. 1 a.F. bzw. Â§ 127 Abs. 1 SGB III bestimmen sich
Teilnahmekosten nach den Â§Â§ 33, 44, 53 und 54 SGB IX und beinhalten auch
weitere Aufwendungen, die wegen Art und Schwere der Behinderung unvermeidbar
entstehen, sowie Kosten fÃ¼r SonderfÃ¤lle der Unterkunft und Verpflegung. Â§ 109
Abs. 2 a.F. bzw. 127 Abs. 2 SGB III regelt, dass die Teilnahmekosten nach Absatz 1
Aufwendungen fÃ¼r erforderliche eingliederungsbegleitende Dienste wÃ¤hrend der
und im Anschluss an die MaÃ�nahme einschlieÃ�en kÃ¶nnen.

Die Ã�bernahme der Kosten der Studienassistenz fÃ¼r den theoretischen Teil des
dualen Studiums ist eine Leistung zur Teilhabe am Arbeitsleben im Sinne von Â§ 33
SGB IX. Zwar unterfÃ¤llt die Leistung weder Â§ 33 Abs. 3 Nr. 4 noch Â§ 33 Abs. 3 Nr.
6 i.V.m. Abs. 8 Satz 1 Nr. 3 SGB IX. Es handelt sich jedoch um eine sonstige Hilfe zur
FÃ¶rderung der Teilhabe am Arbeitsleben nach Â§ 33 Abs. 3 Nr. 6 SGB IX.

GemÃ¤Ã� Â§ 33 Abs. 1 SGB IX werden zur Teilhabe am Arbeitsleben die
erforderlichen Leistungen erbracht, um die ErwerbsfÃ¤higkeit Behinderter oder von
Behinderung bedrohter Menschen entsprechend ihrer LeistungsfÃ¤higkeit zu
erhalten, zu verbessern, herzustellen oder wiederherzustellen und ihre Teilhabe am
Arbeitsleben mÃ¶glichst auf Dauer zu sichern. Nach Absatz 3 Nr. 4 der Vorschrift
umfassen die Leistungen insbesondere die berufliche Ausbildung, auch soweit die
Leistungen in einem zeitlich nicht Ã¼berwiegenden Abschnitt schulisch
durchgefÃ¼hrt werden. Die Leistungen zur beruflichen Ausbildung (Nr. 4) zielen auf
das erstmalige Erlangen einer abgeschlossenen Berufsausbildung (vgl. Bieritz-
Harder in Lachwitz/Schellhorn/Welti, SGB IX, 3. Aufl. 2010, Â§ 33 Rn. 25 mit Hinweis
auf Â§ 101 Abs. 2 SGB III a.F). UnabhÃ¤ngig davon, ob der theoretische Teil eines
dualen Studiums grundsÃ¤tzlich von Â§ 33 Abs. 3 Nr. 4 erfasst wird, weil es sich um
keine Berufsausbildung (im Sinne des Bundesbildungsgesetzes [BBiG]) handelte,
ergibt sich der Anspruch auf KostenÃ¼bernahme fÃ¼r die Studienassistenz schon
deshalb nicht unmittelbar aus Â§ 33 Abs. 3 Nr. 4 SGB IX, weil diese Vorschrift nur
die berufliche Ausbildung als solche betrifft. Hierzu zÃ¤hlen nur Leistungen, die
selbst Teil der Ausbildung sind (BSGE 100, 1 = SozR 4â��3250 Â§ 33 Nr. 1). Als
integrierter Bestandteil des dualen Studiums ist der Einsatz von Arbeitsassistenten
aber nicht zu verstehen. Das BSG hat im Fall eines GebÃ¤rdensprachdolmetschers
entschieden, dass dieser lediglich als Sprachmittler des Auszubildenden fungiere
(vgl. BSG, Urteil vom 4. Juni 2013 â�� B 11 AL 8/12 R mit Verweis auf BVerwG, Urteil
vom 10. Januar 2013 â�� 5 C 24/11 â�� juris Rn. 12, 13). Damit ist der vorliegende
Fall vergleichbar, weil die Arbeitsassistenten den Betroffenen lediglich wÃ¤hrend
des Studiums durch spezielle Hilfeleistungen unterstÃ¼tzt und ihn damit in die Lage
versetzt haben, die im Rahmen des Studiums geforderten Leistungen zu erbringen.
Auch Â§ 33 Abs. 3 Nr. 6 SGB IX beschreibt den Anspruch auf die streitige Leistung
nicht direkt. Danach umfassen die Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben auch
sonstige Hilfen zur FÃ¶rderung, um behinderten Menschen eine angemessene und
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geeignete BeschÃ¤ftigung oder eine selbstÃ¤ndige TÃ¤tigkeit zu ermÃ¶glichen und
zu erhalten; diese Hilfen werden in Abs. 8 der Vorschrift beispielhaft konkretisiert.
GemÃ¤Ã� Â§ 33 Abs. 8 S. 1 Nr. 3 SGB IX umfassen die Leistungen nach Abs. 3 Nr. 6
auch die Kosten einer notwendigen Arbeitsassistenz fÃ¼r schwerbehinderte
Menschen als Hilfe zur Erlangung eines Arbeitsplatzes. Bei dem hier vorliegenden
Einsatz von Arbeitsassistenten ging es aber nicht um die Erlangung eines
Arbeitsplatzes, sondern um die ErmÃ¶glichung der Teilnahme des Betroffenen am
theoretischen Teil des dualen Studiums. Der erfolgreiche Abschluss des dualen
Studiums ist lediglich Voraussetzung fÃ¼r die Erlangung eines Arbeitsplatzes und
zielt selbst nicht auf dessen Vermittlung; dies lÃ¤sst schon die Differenzierung
zwischen der beruflichen Ausbildung i.S. des Abs. 3 Nr. 4 und dem Arbeitsplatz i.S.
des Abs. 3 Nr. 1 und Abs. 8 S. 1 Nr. 3 des Gesetzes erkennen (vgl. BVerwG, a.a.O.
â�� juris Rn. 17 = Behindertenrecht 2013, 84, 85). Die KostenÃ¼bernahme fÃ¼r die
Studienassistenten ist jedoch ein in Â§ 33 Abs. 8 SGB IX nicht nÃ¤her konkretisierter
Fall einer sonstigen Hilfe zur FÃ¶rderung der Teilnahme am Arbeitsleben i.S. des Â§
33 Abs. 3 Nr. 6 SGB IX. Denn die in Â§ 33 Abs. 3 und Abs. 8 S. 1 SGB IX enthaltenen
Leistungskataloge sind nicht abschlieÃ�end. Dies folgt aus der Wortwahl in Â§ 33
Abs. 3 SGB IX, wonach "insbesondere" die unter 1. bis 6. angesprochenen
Aufwendungen und Hilfen von dem Begriff der Teilhabe am Arbeitsleben umfasst
werden (vgl. nur Pahlen in Neumann/Pahlen/Majerski-Pahlen, SGB IX, 12. Aufl. 2010,
Â§ 33 Rn. 16; GeschÃ¤ftsanweisung der BA zur FÃ¶rderung der Teilhabe am
Arbeitsleben im SGB IX, Stand 30. 4. 2012, Nr. 33. 3.1). Diese Angaben werden
durch Abs. 8 S. 1 der Vorschrift lediglich konkretisiert; denn dort heiÃ�t es, dass
Leistungen nach Abs. 3 Nr. 1 bis 6 "auch" die nun nÃ¤her in Abs. 8 S. 1 Nr. 1 bis 6
beschriebenen MaÃ�nahmen und Leistungen umfassen. GemÃ¤Ã� Â§ 33 Abs. 3 Nr.
6 SGB IX umfassen die Leistungen sonstige Hilfen zur FÃ¶rderung der Teilhabe am
Arbeitsleben, um behinderten Menschen eine angemessene und geeignete
BeschÃ¤ftigung oder eine selbstÃ¤ndige TÃ¤tigkeit zu ermÃ¶glichen und zu
erhalten. Die vom Betroffenen wÃ¤hrend des dualen Studiums benÃ¶tigten
Assistenzleistungen waren die Voraussetzung dafÃ¼r, dass er das Studium
erfolgreich abschlieÃ�en und anschlieÃ�end eine entsprechende â�� angemessene
und geeignete â�� berufliche TÃ¤tigkeit ausÃ¼ben konnte und dienten somit der
FÃ¶rderung seiner Teilhabe am Arbeitsleben im Sinne des Â§ 33 Abs. 3 Nr. 6 SGB IX.

Entgegen der Auffassung des SG wird die Anwendung des Â§ 33 Abs. 3 Nr. 6 SGB IX
nicht auf die FÃ¤lle einer betrieblichen Ausbildung begrenzt, sondern kann auch
duale StudiengÃ¤nge inklusive der hier streitgegenstÃ¤ndlichen theoretischen
Phasen umfassen. Auch wenn in Â§ 33 Abs. 3 Nr. 1 bis 5 von "Grundausbildung",
"individueller betrieblicher Qualifizierung", "beruflicher Anpassung und
Weiterbildung" und "beruflicher Ausbildung" die Rede ist, was einen
Zusammenhang zu einer betrieblichen Ausbildung aufweist, ist der Formulierung in
Nr. 6 eine solche Eingrenzung auf berufliche Ausbildungen gerade nicht zu
entnehmen, sondern es handelt sich um eine offene Formulierung, die Raum fÃ¼r
die FÃ¶rderung der Teilhabe am Arbeitsleben behinderter Menschen in den von den
o.g. Beispielen nicht erfassten FÃ¤llen lÃ¤sst. Das BSG hat bereits entschieden,
dass die Voraussetzungen des Â§ 33 Abs. 3 Nr. 6 fÃ¼r die KostenÃ¼bernahme
eines GebÃ¤rdendolmetschers wÃ¤hrend der Teilnahme am
ausbildungsbegleitenden Berufsschulunterricht einer dualen Berufsausbildung
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erfÃ¼llt sind und eine vorrangige Leistungsverpflichtung der Beklagten besteht
(vgl. BSG, Urteil vom 4. Juni 2013, a.a.O.). FÃ¼r den Senat ist kein Grund
ersichtlich, weshalb dies bei einem dualen Studium â�� einschlieÃ�lich der
theoretischen Studienphasen â�� anders zu beurteilen sein sollte. Das BSG hat in
seiner o.g. Entscheidung darauf hingewiesen, dass Leistungen im
Berufsschulbereich nicht bereits deshalb aus dem ZustÃ¤ndigkeitsbereich der
Beklagten ausgenommen sind, weil Â§ 60 SGB III a.F. eine berufliche Ausbildung nur
dann als fÃ¶rderungsfÃ¤hig ansehe, wenn sie in einem â�� etwa nach dem
Berufsbildungsgesetz â�� anerkannten Ausbildungsberuf erfolge, von "schulischer
Ausbildung" dort also nicht die Rede sei und u.a. dargelegt, die betriebliche
Ausbildung werde nicht deshalb zu einer von Â§ 60 Abs. 1 SGB III a.F. nicht
erfassten schulischen Ausbildung, weil sie im Rahmen des
berufsordnungsgemÃ¤Ã�en Verlaufs Teile mit Berufsschulunterricht enthalte und
darÃ¼ber hinaus handele es sich bei der Eingliederung des Betroffenen nicht um
die allgemeine FÃ¶rderung der Berufsausbildung nach dem FÃ¼nften Abschnitt des
SGB III a.F., sondern â�� wie hier â�� um eine FÃ¶rderung der Teilhabe eines
behinderten Menschen am Arbeitsleben nach dem Siebten Abschnitt des SGB III a.F.
und gemÃ¤Ã� Â§ 99 SGB III a.F. richteten sich die allgemeinen und besonderen
Leistungen nur nach den Vorschriften des (u.a.) FÃ¼nften Abschnitts, soweit
nachfolgend nichts Abweichendes bestimmt sei, jedoch ergebe sich Abweichendes
im Leistungsrahmen aus Â§ 103 SGB III a.F. i.V.m. Â§ 33 Abs. 3 Nr.6 und Abs. 8 SGB
IX. Bereits daraus ergibt sich zur Ã�berzeugung des Senats im vorliegenden Fall,
dass die FÃ¶rderung auch des theoretischen Teils eines dualen Studiums nach den
â�� von der allgemeinen FÃ¶rderung abweichenden â�� GrundsÃ¤tzen der
FÃ¶rderung der Teilhabe eines behinderten Menschen mÃ¶glich ist. Das BSG hat
darÃ¼ber hinaus in einem Rechtsstreit, in dem die KostenÃ¼bernahme fÃ¼r
GebÃ¤rdendolmetscher und studentische MitschreibkrÃ¤fte im Rahmen eines
Studiums mit angestrebtem Bachelorabschluss streitig war, die notwendige
Beiladung der Beklagten fÃ¼r erforderlich gehalten, weil deren vorrangige
Leistungsverpflichtung fÃ¼r die begehrten Leistungen als besondere Leistungen der
Teilhabe am Arbeitsleben gemÃ¤Ã� Â§ 109 Abs. 2 SGB III a.F. i.V.m. Â§ 33 Abs. 3 Nr.
6 SGB IX denkbar sei (vgl. BSG, Urteil vom 20. April 2016 â�� B 8 SO 20/14 R
m.w.N.). Eine notwendige Beiladung der Beklagten wÃ¤re indes nicht erforderlich
gewesen, wenn die ZustÃ¤ndigkeit der Beklagten â�� wie von ihr angenommen â��
fÃ¼r Eingliederungsleistungen im Rahmen eines Studiums von vornherein nicht in
Betracht kommen wÃ¼rde. Auch die zum 1. Januar 2012 in Kraft getretene
Regelung des Â§ 25 Abs. 1 Satz 2 SGB III, wonach Auszubildende, die im Rahmen
eines Berufsausbildungsvertrages nach dem Berufsbildungsgesetz in einer
auÃ�erbetrieblichen Einrichtung ausgebildet werden, und Teilnehmerinnen und
Teilnehmer an dualen StudiengÃ¤ngen den BeschÃ¤ftigten zur Berufsausbildung im
Sinne des Satzes 1 gleichstehen, stÃ¼tzt diese Auffassung. Zwar hat diese
Regelung nach der GesetzesbegrÃ¼ndung den Zweck, alle Teilnehmer an allen
Formen von dualen StudiengÃ¤ngen wÃ¤hrend der gesamten Dauer des
Studienganges, also sowohl der Praxisphasen als auch der Studienphasen
sozialversicherungsrechtlich gleich zu behandeln. Sie ist als Reaktion des
Gesetzgebers auf das Urteil des BSG vom 1. Dezember 2009 ( B 12 R 4/08 R â��
juris) erfolgt, wonach die berufspraktischen Phasen eines praxisintegrierten dualen
Studiums nicht als betriebliche Berufsausbildung, sondern als Bestandteil des
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Studiums zu bewerten sind und die Teilnehmer an diesen StudiengÃ¤ngen in diesen
Zeiten nicht sozialversicherungspflichtig sind, wÃ¤hrend die damaligen
SpitzenverbÃ¤nde der Sozialversicherung bis zum Zeitpunkt des Urteils die
Auffassung vertreten hatten, dass diese Studierenden als BeschÃ¤ftigte galten und
diente der Klarstellung und der Rechtssicherheit (vgl. BT-Drs.17/6764, S. 19). Auch
wenn diese Regelung nur die sozialversicherungsrechtliche Gleichstellung aller
dualen StudiengÃ¤nge zum Inhalt hatte, was fÃ¼r die im vorliegenden Fall
streitgegenstÃ¤ndliche Frage unerheblich ist, lÃ¤sst sich daraus ableiten, dass der
Gesetzgeber duale StudiengÃ¤nge und duale Berufsausbildungen grundsÃ¤tzlich als
vergleichbar ansieht und deshalb gleich behandeln wollte. HierfÃ¼r spricht auch die
weitere GesetzesbegrÃ¼ndung, wonach die Gleichbehandlung mit den zur
Berufsausbildung BeschÃ¤ftigten der Tatsache Rechnung trage, dass einheitliches
Merkmal dualer StudiengÃ¤nge die enge Verzahnung zwischen theoretischem
Unterricht an der Hochschule oder Akademie und der praktischen Phasen im
Ausbildungsbetrieb, das hohe MaÃ� an Praxisphasen sowie typischerweise die
Zahlung einer VergÃ¼tung vom Arbeitgeber sei und auch eine Vergleichbarkeit in
wirtschaftlicher Hinsicht bestehe (vgl. BT-Drs. 17/6764/, S. 19). Diese
Vergleichbarkeit von dualen StudiengÃ¤ngen und (dualen) Berufsausbildungen
bestand bereits vor dem Inkrafttreten der Regelung des Â§ 25 Abs.1 Satz 2 SGB III,
die lediglich zur Klarstellung des gesetzgeberischen Willens aufgrund der
Entscheidung des BSG vom 1. Dezember 2009 (B 12 R 4/08 R, a.a.O.) erforderlich
war. Der Senat hat demnach keinerlei Anhaltspunkte dafÃ¼r, dass gerade im
Zusammenhang mit den Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben fÃ¼r behinderte
Menschen gemÃ¤Ã� Â§ 33 Abs. 3 Nr. 6 SGB IX, welche weitergehende Leistungen
als nach den allgemeinen Vorschriften zur BerufsausbildungsfÃ¶rderung vorsehen,
die dualen StudiengÃ¤nge teilweise (bezÃ¼glich der theoretischen Teile) von der
FÃ¶rderung ausgenommen sein sollten. Im Ã�brigen dÃ¼rfte es nicht mÃ¶glich
sein, die berufspraktischen Phasen und die Studienphasen eines dualen Studiums
als abtrennbare und gesonderte RechtsverhÃ¤ltnisse zu betrachten, wie schon das
BSG im Urteil vom 1. Dezember 2009 â�� B 12 R 4/08 R im Hinblick auf die
sozialversicherungsrechtliche Beurteilung dargelegt hat. Denn fÃ¼r die
Eingliederung in das Arbeitsleben ist der erfolgreiche Abschluss des dualen
Studiums insgesamt â�� mit ineinandergreifenden Praxis- und Studienphasen â��
erforderlich, so dass es auch nicht angebracht wÃ¤re, die hierfÃ¼r erforderlichen
Assistenzleistungen getrennt zu beurteilen. Damit sind die im Streit stehenden
Leistungen fÃ¼r Arbeits- bzw. Studienassistenz wÃ¤hrend des dualen Studiums
insgesamt unter Â§ 33 Abs. 3 Nr. 6 SGB IX zu fassen.

Der Anspruch beinhaltet auch die fÃ¼r den Monat Oktober 2013 gewÃ¤hrten
Leistungen. Insbesondere ist der Anspruch nicht auf drei Jahre begrenzt, weil es sich
â�� wie bereits dargelegt â�� nicht um eine Leistung nach Â§ 33 Abs. 8 Nr. 3 SGB IX
, sondern nach Â§ 33 Abs. 3 Nr. 6 SGB IX handelt.

Die KlÃ¤gerin hat auch die nach Â§ 111 Satz 1 SGB X einschlÃ¤gige ZwÃ¶lf-Monats-
Frist gewahrt und der Erstattungsanspruch ist durchsetzbar, insbesondere nicht
verjÃ¤hrt gemÃ¤Ã� Â§ 113 SGB X, was im Ã�brigen von der Beklagten auch nicht
behauptet wurde.
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Der Erstattungsanspruch besteht schlieÃ�lich in voller HÃ¶he (47.250 EUR). Die
KlÃ¤gerin hat die aufgewendeten Kosten fÃ¼r die Studien- bzw. Arbeitsassistenz
wÃ¤hrend des dualen Studiums in der Zeit von 2. November 2010 bis 31. Oktober
2013 nachvollziehbar dargelegt. Anhaltspunkte fÃ¼r eine fehlerhafte Berechnung
sind fÃ¼r den Senat nicht ersichtlich und von der Beklagten auch nicht vorgebracht
worden.

Da die KlÃ¤gerin bereits mit dem Hauptantrag voll obsiegt, war Ã¼ber den
Hilfsantrag nicht mehr zu entscheiden.

Der von der KlÃ¤gerin geltend gemachte Zinsanspruch besteht nicht. Auf
ErstattungsansprÃ¼che von SozialleistungstrÃ¤gern untereinander sind nach
stÃ¤ndiger Rechtsprechung des BSG keine Prozesszinsen zu entrichten, weil es an
einer ausdrÃ¼cklichen sozialrechtlichen Anspruchsgrundlage fehlt und mangels
planwidriger RegelungslÃ¼cke auch die Voraussetzungen fÃ¼r eine analoge
Anwendung des Â§ 291 BGB nicht erfÃ¼llt sind (vgl. BSG, Urteil vom 15. Februar
2016 â�� L 20 SO 476/12, Rn. 89 ff. m.w.N. â�� juris). Auch ein Anspruch auf
Verzinsung gemÃ¤Ã� Â§ 108 Abs. 2 SGB X besteht im VerhÃ¤ltnis gleichgeordneter
TrÃ¤ger â�� wie hier â�� nicht, Â§ 44 Abs. 1 SGB I sieht eine Verzinsung lediglich
bei Sozialleistungen vor und kann auf das VerhÃ¤ltnis der SozialleistungstrÃ¤ger
untereinander und auf ErstattungsansprÃ¼che nicht entsprechend angewandt
werden und ein entsprechender Zinsanspruch ergibt sich schlieÃ�lich nicht aus
Ã¼bergeordneten Gesichtspunkten des Verfassungsrechts, insbesondere nicht aus 
Art. 20 Abs. 3 GG (vgl. BSG, Urteil vom 15. Februar 2016, a.a.O. m.w.N.).

Aus diesen GrÃ¼nden war auf die Berufung der KlÃ¤gerin das Urteil des
Sozialgerichts Mannheim vom 8. Dezember 2017 aufzuheben und die Beklagte zu
verurteilen, der KlÃ¤gerin die von ihr in der Zeit vom 2. November 2010 bis 31.
Oktober 2013 fÃ¼r den Betroffenen Ã¼bernommenen Kosten in HÃ¶he von 47.250
EUR zu erstatten.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 197a SGG i.V. m. Â§Â§ 154, 161 Abs. 1,162
Abs. 3 VwGO und berÃ¼cksichtigt, dass die KlÃ¤gerin in beiden RechtszÃ¼gen
obsiegt hat und dem Beigeladenen weder Kosten auferlegt werden konnten, noch
ihm aus Billigkeit zu erstatten waren, weil er keine AntrÃ¤ge gestellt hat.

Die Festsetzung des Streitwerts beruht auf Â§ 197a Absatz 1 SGG in Verbindung mit
Â§ 63 Absatz 2 Satz 1, Â§ 52 Absatz 2, Â§ 47 GKG.

Die Revision war nicht zuzulassen, da die Voraussetzungen des Â§ 160 Abs. 2 SGG
nicht vorliegen. Die Rechtssache hat insbesondere weder grundsÃ¤tzliche
Bedeutung, noch weicht das Urteil von einer Entscheidung des
Bundessozialgerichts, des Gemeinsamen Senats der obersten GerichtshÃ¶fe des
Bundes oder des Bundesverfassungsgerichts ab. Vielmehr ergeben sich aus den
bereits dargestellten Entscheidungen des BSG ausreichende Anhaltspunkte dafÃ¼r,
dass auch in Fallgestaltungen wie der hier vorliegenden eine Leistungsverpflichtung
der Beklagten in Betracht kommt. Insbesondere hat das BSG â�� wie bereits
dargelegt â�� in Bezug auf die im dortigen Verfahren streitgegenstÃ¤ndliche
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KostenÃ¼bernahme fÃ¼r GebÃ¤rdendolmetscher und studentische
MitschreibkrÃ¤fte im Rahmen eines Studiums mit angestrebtem Bachelorabschluss
die notwendige Beiladung der Beklagten fÃ¼r erforderlich gehalten, weil deren
vorrangige Leistungsverpflichtung fÃ¼r die begehrten Leistungen als besondere
Leistungen der Teilhabe am Arbeitsleben gemÃ¤Ã� Â§ 109 Abs. 2 SGB III a.F. i.V.m. 
Â§ 33 Abs. 3 Nr. 6 SGB IX denkbar sei (vgl. BSG, Urteil vom 20. April 2016 â�� B 8
SO 20/14 R m.w.N.). Eine notwendige Beiladung der Beklagten wÃ¤re indes nicht
erforderlich gewesen, wenn die ZustÃ¤ndigkeit der Beklagten nach Auffassung des
BSG fÃ¼r Eingliederungsleistungen im Rahmen eines Studiums nicht in Betracht
kommen wÃ¼rde.

Erstellt am: 12.03.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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